Warmewende
Verbande fordern klare Regeln

[22.05.2025] Dreizehn Branchenverbande wenden sich mit einem Appell an die
Bundesregierung. Sie verlangen Planungssicherheit, verlassliche Férderung
und ein verstandliches Gebaudeenergiegesetz.

Dreizehn Energie-, Bau- und Wohnungswirtschaftsverbande haben gemeinsam die Bundesregierung
aufgefordert, klare Regeln und stabile Rahmenbedingungen fiir die Warmewende zu schaffen. Der Appell
richtet sich gegen die aktuelle Unsicherheit auf dem Wéarmemarkt. Ausléser ist die angekindigte
Abschaffung des so genannten ,Heizungsgesetzes" sowie die geplante Einfihrung eines neuen
Gebaudeenergiegesetzes (GEG).

Unterzeichnet wurde der Verbéndeappell unter anderem den Bundesverband der Energie- und
Wasserwirtschaft (BDEW), den Bundesverband der Deutschen Heizungsindustrie (BDH), den
Bundesverband Erneuerbare Energie (BEE), den Verband kommunaler Unternehmen (VKU) sowie den
Spitzenverband der Wohnungswirtschaft (GdW). Auch die Gas- und Wasserstoffwirtschaft und weitere
Fachverbande haben den Appell unterzeichnet.

Forderung nach klarem Kurs

In einer gemeinsame Pressemitteilung kritisieren die Verbande, dass die politischen Ankindigungen der
Bundesregierung zu Unsicherheit gefiihrt hatten — bei Blrgerinnen und Birgern wie auch bei
Unternehmen. Eine Warmewende brauche Klarheit, Verlasslichkeit und einfache Regeln, heil3t es. ,Nur so
kann der Geb&udesektor dauerhaft zur Erreichung der Klimaziele beitragen®, heif3t es.

Die Organisationen fordern die zligige Umsetzung eines Uberarbeiteten Gebaudeenergiegesetzes. Dieses
misse einfach, verstandlich und praxistauglich sein. Zudem sei die sogenannte EU-Gebauderichtlinie
(Energy Performance of Buildings Directive, kurz EPBD) 1:1 ins nationale Recht zu tbertragen — und zwar
ohne Verzogerung. Beim letzten Anlauf sei das nicht gelungen.

Stabile Forderung und enge Verzahnung

Die Forderung musse laut Appell langfristig angelegt und verlasslich sein. Das gelte sowohl fur die
Bundesfdrderung fur effiziente Gebaude (BEG) als auch fur effiziente Warmenetze (BEW). Das Kraft-
Warme-Kopplungsgesetz (KWKG) solle mit Blick auf die Klimaneutralitat weiterentwickelt werden.

Ein weiterer Punkt: Die Verbande verlangen eine engere Abstimmung von Gebaudeenergiegesetz und
Warmeplanungsgesetz (WPG). So sollen Synergien genutzt und die Zustandigkeiten klar geregelt werden.
Unternehmen duirften nur dann in die Pflicht genommen werden, wenn sie auch wirklich Verantwortung
tragen konnten.

Abschlie3end fordern die Verbénde ,eindeutige und verlassliche Rahmenbedingungen®, um den Umbau
des Warmesektors bezahlbar und realistisch zu gestalten. Andernfalls drohten Investitionshemmnisse und
ein Vertrauensverlust bei allen Beteiligten.
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https://www.bdew.de/media/documents/2025-05-15_Appell_Zukunft_Wärme_Update_final.pdf
https://www.bdew.de
https://www.bdh-industrie.de
https://www.bee-ev.de
http://www.vku.de
https://www.gdw.de
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